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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufrechterhaltung 
der Eilmaßnahmen für die Einfuhr gewisser Textilerzeugnisse 
in der Republik Korea 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 
des Rates vom 4. Juni 1974 betreffend die gemein- 
same Einfuhrregelung 1 ), insbesondere auf Arti- 
kel 13, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1023/70 
des Rates vom 25. Mai 1970 zur Einführung eines 
gemeinsamen Verfahrens für die Verwaltung men- 
genmäßiger Kontingente 2 ), 

nach Anhörung des in Artikel 5 dieser Verord- 
nung vorgesehenen beratenden Ausschusses, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. . . /75 3 ) hat die Kom- 
mission Eilmaßnahmen hinsichtlich der Einfuhr von 


1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124 
vom 8. Juni 1970, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 


gewissen Textilerzeugnissen aus der Republik 
Korea eingeführt. 

Die Gründe, die zur Einführung dieser Regelung 
Anlaß gegeben haben, bestehen weiterhin fort. Da- 
her ist sie bis zum 31. Dezember 1975 aufrechtzuer- 
halten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Die Eilmaßnahmen hinsichtlich der Einfuhr gewisser 
Textilerzeugnisse mit Ursprung in der Republik 
Korea, die durch Verordnung (EWG) Nr. . . / . . ein- 
geführt werden, bleiben vom Tage des Inkrafttre- 
tens der vorerwähnten Verordnung bis zum 31. De- 
zember 1975 anwendbar. Sie werden entsprechend 
den Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 1023/70 
verwaltet. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

Am 9. April 1975 wurden offiziell Verhandlungen 
zwischen der Republik Korea und der Gemeinschaft 
eingeleitet, die entsprechend Artikel 4 der Verein- 
barung über den internationalen Handel mit Texti- 
lien zum Abschluß eines bilateralen Selbstbeschrän- 
kungsabkommens führen sollten. Die vierte Runde 
dieser Verhandlungen fand vom 31. Juli bis zum 
7. August 1975 statt. Angesichts der offensichtlich 
hinhaltenden Verhandlungstaktik der koreanischen 
Delegation und ungeachtet der wiederholten Hin- 
weise der Delegation der Gemeinschaft auf die 
schnelle Verschlechterung der Lage der europäischen 
Textilindustrie sowie auf die Notwendigkeit eines 
schnellen Abschlusses der Verhandlungen konnte 
keinerlei Übereinkunft erzielt werden, nicht einmal 


hinsichtlich der eilbedürftigsten und kritischsten 
! Probleme. 

j Angesichts der in verschiedenen Bereichen des Tex- 
! tilsektors bestehenden Marktstörung, die sich durch 
| einen Rückgang der Produktion, schnell ansteigende 
Arbeitslosigkeit und die Schließung zahlreicher Be- 
triebe auszeichnet, hat die Kommission nach Anhö- 
rung und in Übereinstimmung mit den Sachverstän- 
digen der Mitgliedstaaten es für unerläßlich gehal- 
| ten, gemäß den Vorschriften des MFA gegenüber 
den Einfuhren gewisser Textilerzeugnisse aus Korea 
Eilmaßnahmen zu ergreifen. 

Die Kommisison ist der Auffassung, daß diese Maß- 
nahmen aufrechterhalten werden sollten. Sie unter- 
breitet deshalb dem Rat nach Artikel 12 Abs. 6 der 
| VO (EWG) Nr. 1439/74 den nachstehenden Vor- 
1 schlag. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 16. September 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ko 24/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. August 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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